Mittelstandslexikon


Neoliberal

Noch nie ist das Wort Mittelstand so häufig wie im rotschwarzen Großen-Koalitionsvertrag 2005 genannt worden - 32 Mal. Solche Referenz bedeutet noch nicht Aktion, Umsetzen der verbalen Vertrauenserklärungen in freiheitliches Markthandeln. Es zeigt nur, wie entscheidend die Kooperation des Mittelstandes für den Erfolg der Großen Koalition ist. 68er-verbohrte Verunglimpfung marktgerechten Verhaltens deutscher Unternehmer und ihres Bildes in der Öffentlichkeit durch Kampfbegriffe der „political correctness“ hat Methode. Belegt durch Unworte wie „neoliberale Heuschrecken“, „Manchesterliberale“, „Partei der Besserverdienenden“, Sozialkaltpolitiker“ usw. Mit diesem neumarxistischen Feindbild, werden dringend notwendige Reformen in Deutschland keinen Erfolg haben. Mit dem Kampfbegriff NEOLIBERAL wird abgelenkt von der neosozialen Verschiebung, der bisherigen freiheitlich-rechtsstaatslichen MITTE-ACHSE sozialer Marktwirtschaft  Deutschlands, hin zu sozialstaatlicher Kommandowirtschaft.
Mit marxistischer Dialektik wird denunziatorisch das absurd-wortverdrehende NEO-LIBERAL verwendet, als Kürzel für angeblicher Abkehr von Sozialgerechtigkeit, behaupteter FDP-Abkehr vom wahren Kern eines humangerechten auf Menschenwürde und soziale Grundrechte achtenden Liberalismus – so jedenfalls die „political correctness“ der 68er-Links-PR. Für den selbstgerechten teutonischen Sozialstaat deutscher Gutmenschen, stehen 2007 alle anderen Parteien - außer selbstredend der FDP, als reaktionäre Partei sozialer Kälte. Ludwig Erhardt wird Außenseiter von vorgestern, bürgerlicher Reaktionär. In den Medien haben das Wort die 68er-Populisten. Lafontaine und Gysi intonieren soziale Gerechtigkeit.
Die sogenannten „FDP-Wirtschaftsliberalen“ verfälschten staatsliberale Tugenden deutscher Gutmenschen aller Richtungen, von Rohköstlern über Kernkraftgegner bis zur Frauenrechts- und Friedensbewegten, Tier- und Naturschützern Es sei dies die wirtschaftsliberale FDP-Raffke-Partei der Lambsdorffs, Hoyers, Kolbs, Westerwelles, Niebels und Co. - allesamt Anhänger einer Horror-Ellbogengesellschaft im Kasinokapitalismus der Besserdienenden: Ungerecht, unsozial, ohne jede Sensitivität für Unterdrückte, Arme, Kranke, Zu-Kurz-Gekommene. Dieses antiliberale Feindbild beruht auf Neidemotionen und der „Gewöhnung an die unerschöpflichen Füllhörner des Staates“. Motto: der Steuer und Abgabenstaat muß es richten! Nicht Eigeninitiative, Leistungswillen, Gemeinwohlverantwortung ist 2006 zivilge-sellschaftliche öffentliche Tugend, sondern ungebrochenes – reaktionäres, aus Bismarckzeiten stammendes – typisch deutsche Ur-Vertrauen, in den allumfassenden bürgervorsorgenden  „Geheimrat vom Staat“. Ohne Vertrauen in demokratische Eigenverantwortung,  Selbstmanagement, soziale Mitverantwortung und Bürger-Solidarität - unter anderem im Ehrenamt und der Selbsthilfe.
Niemand unter all den 68er-Gutmenschen kann aber die Frage beantworten, wie durch überordnende staatliche Bürokratie, immer höhere Sozialleistungen aus Steuermitteln, immer mehr Umverteilung, immer mehr Steuern und Abgaben Arbeitsplätze durch Investitionen vor allem mittelständischer Unternehmer entstehen sollen. Arbeitsplätze werden nur auf  Grundlage bürokratiefreier und einfachsteuerlicher Rahmenbedingungen geschaffen. Nur bei Aufsprengen der Bürokratieverkrustung, wird  in neue Arbeitsplätze investiert werden. Nur die Priorität „Vorfahrt Arbeitsplätze“ ist Politik sozialer Gerechtigkeit. Insofern ist marktliberaler allemal sozialer. Arbeitsplätze schafft die Wirtschaft – nicht der Hochsteuerstaat.
Im getürkten Schröder-Misstrauens-Verzweiflungswahlkampf 2005, wurde mehr und mehr unter dem Kampfbegriff „neoliberal“, die Mittelstandspartei FDP als treuer Sachwalter der Interessen kleiner Firmen abgewatscht. Die FDP wurde in einem großen Teil deutscher Medien aus der Mitte heraus an den rechten Rand gedrückt - sozusagen auf gleicher Rand-position rechts außen, wie die PDS links außen. So jetzt die Sitzordnung im Bundestag.

Die neue Bundeskanzlerin Merkel will „Freiheit wagen“ und reklamiert, wie auch SPD und GRÜNE, die Mitte für CDU/CSU. „Neoliberalem Heuschrecken-Wirtschafts-Liberalismus“ (Müntefering), wird die Kernmarke Freiheit abgesprochen. Die SPD setzt auf Gerechtigkeit – definiert als Staatshilfe in jeder Lebenslage -, Neidkampagnen und marxreaktionärer Kapitalismus-Kritik.  Die „neue soziale Marktwirtschaft der CDU“(Angela Merkel auf dem Leipziger Parteitag 2005) grenzt sich von robust marktliberaler, sozial unsensitiver FDP ab, mit konservativ liberalem Herz-Jesu-Freiheitsbegriff, auf sozialintervenierender Grundlage“. Sozialgleichheit auf Biegen und Brechen. CDU/CSU und SPD proklamieren Freiheit von Not als wichtigsten Freiheitsinhalt – aber eben nicht Freiheit als Unternehmer- und Bürgeraktivität. Die Grünen sehen sich kurioserweise als die eigentlichen Verfechter der Freiheits- und Menschenrechte, die sich scharf abgrenzen vom Westerwelle-Spaß- und Beliebigkeits-Rechtsaußen-Liberalismus.

Freiheit im Sinne Kants, Poppers, Dahrendorfs, Friedrich Naumanns verkommt zum Unwort des Jahres 2007. Mit der Vision Freiheit in menschlicher Aktivität – also Freiheit als Ausfluss der Gottebenbildlichkeit des Menschen, Freiheit in Verantwortung vor Natur und Mitmenschen - wird Schindluder getrieben. In den letzten 40 Jahren hatte Die Staatsvergottung hat eine lange deutsche Vorgeschichte (in den letzten 40 Jahren). Freiheit steht für viele deutsche Gutmenschen West in Staatsgläubige für „terreur l´economie“ (Vivian Forrester) – und eben nicht für Befreiung aus „selbstverschuldeter Unmündigkeit“ und Bürokratie-Gängelei. Die 68er marxistisch getönte Kulturevolution hat allen Common Sense und die Mittelstands-Alltagswirklichkeit in Deutschland auf den Kopf gestellt. Die Bürger-Bastion anständiger Mitte wurde geschleift. Ersetzt durch populäres Wegducken vor neuen Realitäten des 21. Jahrhunderts - von Weltklima-Deformation, über Weltterror bis zur ERD-Bürger-Verantwortung „EarthCitizenship“.

Auch das Herausmobben der Liberalen aus ethisch anständiger gutbürgerlicher Mitte, hat lange Tradition in linker Publizistik und Politik. Nicht nur Wolfgang Harich zitierte den sozialistischen Knittelvers: „Ich sage immer links und rechts – und meine damit GUT und SCHLECHT´s. In einer Wahlkampfrede 1982 nannte Helmut Schmidt seinen langjährigen Vizekanzler Hans-Dietrich Genscher in sozialliberaler Koalition, einen "Nationalliberalen von der Sorte, die schon im vorigen Jahrhundert unter Bismarck die Sozialdemokraten unter den Daumen drücken wollten". Schmidt, Schröder, Müntefering, Claudia Roth liefern Stichworte, für eine die FDP in die Steinzeit-Liberalen-Rechtsaußen-Ecke stellende PR-68er-Kampagne. Mit Ausblenden vor allem aller Tagesaktualität des mittelständischen Unternehmers und bewährter vielhundertjähriger freiheitlicher deutscher Mittelstandskultur, kommunaler Selbst-verwaltung, Partnerschaft in der Wirtschaft.
ROT-ROT-GRÜN hat mit deutscher Leistungselite, deutscher Familienfirmen - nachhaltige Arbeitsplätze durch Innovationen schaffend – nichts, aber auch gar nichts am Hut! Sie wollen - reaktionär - zurück in die vorglobale Zeit deutscher nationaler Sonderwege.
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